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Anmerkung von Hartmut Rencker 
 
Die Stadt lässt zum Zwecke der Gebührenerschließung da kehren, wo das Kehrauto bequem an ge-
parkten Fahrzeugen vorbei Patrouille fahren kann. Wo es unbequem wird, wie bei den verknoteten, 
zugewucherten Wohnwegen, drückt sich die Stadt, denn das ginge nur per Handbetrieb und das 
rechnet sich nicht. In reinen Anliegerstraßen gibt es praktisch keinen Kehrbedarf, denn da macht kei-
ner Dreck, ausgenommen Laubfall. Und wo mehr Autos fahren, gibt es noch weniger Dreck, denn die-
sen zerbröseln die Autos zu Staub, der den Anliegern in den Garten fliegt oder bei Regen weggespült 
wird. Viel schmuddeliger geht es an den kehrfreien Wohnwegen zu, vor allem durch viel Laub und Bo-
den-Überwuchs. Die Stadt kehrt also nicht nach Bedarf, sondern nach Willkür bzw. nach Kassenbe-
darf. Mancher Vorderlieger möchte so viel oder so wenig selbst kehren dürfen, wie man das den Hin-
terliegern schon immer zugesteht. Und weshalb gibt es in Drais , Marienborn, Ebersheim usw., zumin-
dest in weiten Bereichen, keine städtische Kehrversorgung? Weil es dort in den gewachsenen Struktu-
ren mehr Widerstand gibt. Ein Kuriosum ist, dass Hinterlieger mangels Anfahrbarkeit ihren Sperrmüll 
oder sogar Bauschuttcontainer den Vorderliegern hinstellen müssen. 
 
Formal wurde der ganze Wahnsinn erst möglich, weil die Stadt die bis dahin rechtlos gewesenen "ro-
ten Wege" am 23.12.2004 per Widmung zu öffentlichen Verkehrswegen erklärt und gleichzeitig deren 
Befahren mit Motorfahrzeugen verboten hat. Vorher waren diese Wege entsprechend ihrer wahren 
Natur nur Anhängsel der Erschließungsstraßen, jetzt sind sie aber formell aufgewertet mit der Folge 
eigenständigen Kehrrechts. 
 
Ich bin sehr zuversichtlich, dass der weitere Verfahrensgang zum Nachteil der Stadt ausgehen wird, 
denn das Gericht hat Bauchgrimmen gezeigt, scharfe Kritik an der Stadt und sogar am Oberverwal-
tungsgericht geübt, ist dann aber gegen seine eigene Überzeugung dem keineswegs weisen Urteil 
des OVG gefolgt. So schlängeln sich halt Juristen gerne aus der Verantwortung und lassen dann we-
gen der Klärungsbedürftigkeit der Rechtsfrage die Revision zu. Helau. 
 
Bemerkenswert ist auch, dass die städtischen Vertreter signalisiert haben, dass eine politische Lösung 
gesucht werden sollte. Die Stadt hat sich sogar in eine Bredouille manövriert, indem diese die Umset-
zung der Vorder-Hinterlieger-Problematik in anderen Stadtteilen ausgesetzt hat. Inzwischen ist ein 
weiteres Jahr verfristet, also Ungleichbehandlung der Betroffenen. 


